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           Anlage 1 
 
Planungsausschuss-Sitzung am 24.07.2009  
 
TOP 2 
Fortschreibung des Regionalplans 
Kapitel B XI „Wasserwirtschaft“ 
Vorstellung des Fachbeitrags zur Neufassung des Kap itels (ohne Abschnitt 5.1 
„Hochwasserschutz“) 
 
 
 


Beitrag des Sachgebietes 52/Wasserwirtschaft der Re gierung von Unterfranken  


 


Punkt 3/Gewässerschutz 


Wir schlagen aus fachlicher Sicht die (nachrichtliche) Aufnahme von inzwischen wasser-


rechtlich bindenden Vorgaben zur Erreichung des guten chemischen und ökologischen Zu-


standes der Gewässer und zur Schaffung der Durchgängigkeit der Gewässer für aquatische 


Lebewesen (Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie –WRRL- bis zum Jahr 2015). Hin-


weis: die Kommunen und Verbände wurden zu den Bewirtschaftungsplänen und Maßnah-


menprogramme zur WRRL angehört (Anhörung endete am 30.06.2009). 


 


Punkt2/Wasserversorgung 


In den Regionalplänen sind im Interesse der Wasserversorgungsunternehmen (Kommunen) 


Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für die öffentliche Wasserversorgung auszuweisen. Diese 


dienen außerhalb bestehender und rechtlich festgesetzter Wasserschutzgebiete zur Siche-


rung  


- bestehender Wassergewinnungsanlagen und 


- künftig nutzbarer Grundwassergewinnungsgebiete. 


Die Gebiete haben insbesondere für die ebenfalls regionalplanerisch relevanten Flächen 


zum Abbau von Bodenschätzen Bedeutung. Die Vorrang- und Vorbehaltsgebiete der Was-


serversorgung und des Abbaus von Bodenschätzen vertragen sich meistens nicht, deshalb 


sollten sie sich nicht überschneiden. 


 


Die Wasserwirtschaftsverwaltung hat den Auftrag, die Vorrang- und Vorbehaltsgebiete zu 


ermitteln und nach fachlichen Gesichtspunkten räumlich abzugrenzen. Dies ist inzwischen in 


Unterfranken flächendeckend erfolgt und wird im Zuge der weiteren Sachbehandlung nach 


Abstimmung mit den Versorgungsunternehmen und den betroffenen Kommunen in die Regi-


onalplanung eingebracht. Soweit ich informiert bin, ist die grundsätzliche Abstimmung zwi-


schen den Versorgungsunternehmen (das sind nicht unbedingt die betroffenen Kommunen, 







in denen Vorrang- oder Vorbehaltsgebiete zu liegen kommen sollen) und dem Wasserwirt-


schaftsamt weitgehend abgeschlossen.   


 


Als Hilfestellung für die Ermittlung der Vorranggebiete haben zahlreiche Wasserversor-


gungsunternehmen für ihre Anlagen die Einzugsgebiete durch Fachbüros ermitteln lassen, 


so dass wir dort über ausreichend fundierte Kenntnisse verfügen, wo das Wasser herkommt, 


wie die schützenden Deckschichten beschaffen sind und welches Gefährdungspotential z. B. 


durch Straßen oder Abgrabungen besteht .  


 


Ein zusätzliches Hilfsmittel zur Festlegung, wo und in welchem Umfang Vorrang- und Vorbe-


haltsgebiete für die öffentliche Wasserversorgung erforderlich oder sinnvoll  sind, sollte die 


sog. Trinkwasserbilanz Unterfranken sein, die derzeit im Auftrag der Regierung von Unter-


franken erarbeitet wird. Konkrete Ergebnisse werden aber erst zum Jahresende 2009 vorlie-


gen und können ab da in die Sachbehandlung einfließen. Wir erwarten uns durch die Trink-


wasserbilanz verwertbare Erkenntnisse zur bestehenden und längerfristigen Situation der 


Versorgung in mengen- und vor allem auch gütemäßiger Hinsicht (Schützbarkeit der vorhan-


denen Wassergewinnungen), um feststellen zu können, ob zusätzliche Grundwasserer-


schließungen in der Region benötigt werden, die ebenfalls im Regionalplan entsprechend 


vorsorglich gesichert werden sollen. 


 


Ein weiteres Argument für die Ausweisung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten ist die von 


den Kommunen und politisch gewollte Stärkung der örtlichen Wasserversorgungen, nach-


dem die Hafenlohrtalsperre als überregionaler Wasserspeicher inzwischen nicht mehr weiter 


verfolgt wird und deshalb auch in der Fortschreibung des Regionalplanes der Region 2 nicht 


mehr berücksichtigt wird. Eine Aufhebung des zugehörigen Landtagsbeschlusses steht aller-


dings noch aus. Sie sehen aus meinen Ausführungen, dass der Hafenlohrspeicher für uns 


damit kein Thema mehr ist. Die Konsequenz hieraus ist natürlich die verstärkte Sicherung 


der zukunftsfähigen örtlichen Wassergewinnungen. 


 


Würzburg, 24.07.2009 


Regierung von Unterfranken, SG 52                                                Klaus Huppmann  
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Anwendung des Abgrenzungsschemas
Abgrenzung wasserwirtschaftlicher Vorrang- bzw. Vorbehaltsgebiete


+
(ggf.) Ausweisung eines VB-Gebietes im anschließenden


Teil des GwEinzugsgebietes


und/oder angekoppelte oberirdische Einzugsgebiete bzw.
entsprechende pot. Zuspeisungsbereiche als VB-Flächen
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 Abgrenzung wasserwirtschaftlicher Vorrang- bzw. Vorbehaltsgebiete 


- Ergebnis zur Abgrenzung von VR-/VB-Flächen - 
(ausgefülltes Formblatt) 


 


 
Gemeinde Veitshöchheim, 


Gewinnungsanlage Kalter Berg 


 
 
Verzeichnis der verwendeten Unterlagen 


/1/ Trinkwasserversorgung des Marktes Weilbach - Hydrogeologische Beurteilung des gewinnbaren 
GwDargebotes und der Schützbarkeit des Brunnens Weilbach 
HG Büro für Hydrogeologie und Geohydraulik GmbH, Lich, Oktober 1997 


 
/2/ Gutachten im wasserrechtlichen Verfahren des Marktes Weilbach auf Zutagefördern von 


Grundwasser aus dem neuen Brunnen Weilbach auf dem Grundstück Flur Nr. 4180, 
Gemarkung Weilbach, Markt Weilbach, Landkreis Miltenberg und zur Festsetzung eines 
Wasserschutzgebietes 
Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg, Aschaffenburg, 03.07.2000 


 
 
 
 
 


Büro HG GmbH 
Gießen, November 2006 


  
gez.  gez. 


Dipl.-Geol. Dr. Bernd Hanauer  Dipl.-Geol. Thomas Mühlbauer 
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Formblatt zur Abgrenzung von wasserwirtschaftlichen Vorrang- und Vorbehaltsflächen 


Wasserversorgungsunternehmen (WVU) Gemeinde Veitshöchheim 


Bezeichnung der Wassergewinnungsanlage Kalter Berg 


Name der Fassung (WF) Brunnen Kalter Berg 


WSG-Kennzahl 2210 6125 00068 


Landkreis Würzburg 


Art der Fassung Vertikalbrunnen 


Genehmigte Förderrate (m3/a) 190.000 m³/a  ≈ 6,02 l/s 


Regional hydrogeo-
logische Situation: 


Muschelkalk-Gebiet, Unterfranken 


Wasserwirtschaftlich 
genutzter GwLeiter: 


Muschelkalk-HauptGwLeiter 


Geohydraulische 
Merkmale des maß-
geblichen GwLeiters: 


Kluft-/Karst-GwLeiter; lokal hohe 
GwFließgeschwindigkeiten möglich 


Beschreibung der Deck-
schichten (Lithologie): 


Fassungsbereich: 
Muschelkalk 
Weiteres Einzugsgebiet: 
Tonstein-Mergelstein-Wechselfolge + 
Kalksteinbänke; große Mächtigkeit 


Mittlere GwNeubildungs-
spende (l/s.km2): 


2,50 


Starker Uferfiltrateinfluss: nein 


Darstellung der 
hydrogeologisc
hen 
Bedingungen 


Weitere Angaben  keine 


Wesentliche Merkmale der 
Wasserqualität im Sinne der 
TrinkwV: 


Nitrat-Gehalt > 25 mg/l; 
i.d.R. keine mikrobiologischen Befunde; 
Anforderung der TrinkwV erfüllt 


Wasserschutzgebiet (WSG) festgesetzt 


WSG fachlich angemessen ja 


WSG-Fläche (km2) 2,50 


Erforderliches GwNeubildungsgebiet zur 
GwBilanzdeckung der Jahresförderrate (km2) 


ca. 2,41  km2 


GwEinzugsgebiet detailiert abgegrenzt 


WSG ≥ GwEinzugsgebiet? nein 


WSG ≥ GwNeubildungsgebiet? ja 


pot. VR-/VB-Fläche detailiert abgegrenzt 


Gesamtschutzfunktion der Deckschichten 
innerhalb der pot. VR-/VB-Fläche 


mittel bis hoch 


Ausweisung von VR-/VB-Flächen erforderlich? ja 


Ausweisung von Vorrangflächen empfohlen? ja 


Ausweisung von Vorbehaltsflächen empfohlen? nein 
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Formblatt zur Abgrenzung von wasserwirtschaftlichen Vorrang- und Vorbehaltsflächen 


Abschließende gutachterliche 
Bewertungen / Empfehlungen 


Die empfohleneVorrangfläche erfasst Bereiche mit mittleren 
Schutzfunktionen der Deckschichten innerhalb der 2 km-Zone 
der Fassung anschließend an das WSG. Darüber hinaus sind aus 
folgenden Gründen keine weiteren VR-/VB-Flächen erforderlich: 
 
-Nördlich der 2-km-Zone ist eine hohe Gesamtschutzfunktion der 
Deckschichten gegeben. 


Weitere Hinweise keine 
 


Anhörung des WVU erfolgt nein 


Bearbeitungsstand 11/2006 


Anmerkungen der 
Fachbehörde 
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Anwendung des Abgrenzungsschemas auf den Brunnen Kalter Berg,
Gemeinde Veitshöchheim


Abgrenzung wasserwirtschaftlicher Vorrang- bzw. Vorbehaltsgebiete
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Bewertung der Deckschichten nach Hölting et al.
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- Punkt H1, Brunnen Kalter Berg -
Berechnung S1:


Nutzbare Feldkapazität (Punktzahl B):


nFK (mm) bis 1m Tiefe:


Sickerwassermenge (Faktor W):


GWNb (mm/a):


Schutzfunktion des Bodens S1 (S1 = B*W):


Berechnung S2:


Geländeoberkante in [mNN]:
GwOberfläche in [mNN]:
GwOberfläche in [m uGOK]:


75


80


Punktzahl B: 50


Faktor W:


87,5


285,00
220,00
65,00


Zuschläge:


D für artesische Druckverhältnisse:
Q für schwb. GwStockwerke mit Q.-Austritten: Ja (+500 Punkte)


Nein (+0 Punkte)


Bohrprofil bis GwSpiegel:
Ansprache


Produkt
Schicht bis


FaktorPunktzahl
F GFP M G*M


Punktzahl
GL


1,000 01,00 Boden, Oberer Muschelkalk 3 0 0 0,00
3,501 204,50 Oberer Muschelkalk 3 0 20 70,00
14,001 518,50 Oberer Muschelkalk 2 0 5 70,00
4,001 2022,50 eingeschaltete Tonsteinhorizonte 0 20 80,00
27,501 550,00 Oberer Muschelkalk 1 0 5 137,50
7,501 2057,50 eingeschaltete Zeller Tonsteinhorizonte 0 20 150,00
7,501 565,00 Mittlerer Muschelkalk 0 5 37,50


Berechnung der Gesamtschutzfunktion Sg (Sg = S1 + S2): 1.541


Gesamtschutzfunktion der GwÜberdeckung: mittel


Summe Produkt:
Summe*W:
S2 (inkl. Zuschläge):


953,75
1.453,75


545,00
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- Punkt H2, Brunnen Kalter Berg -
Berechnung S1:


Nutzbare Feldkapazität (Punktzahl B):


nFK (mm) bis 1m Tiefe:


Sickerwassermenge (Faktor W):


GWNb (mm/a):


Schutzfunktion des Bodens S1 (S1 = B*W):


Berechnung S2:


Geländeoberkante in [mNN]:
GwOberfläche in [mNN]:
GwOberfläche in [m uGOK]:


75


80


Punktzahl B: 50


Faktor W:


87,5


310,00
220,00
90,00


Zuschläge:


D für artesische Druckverhältnisse:
Q für schwb. GwStockwerke mit Q.-Austritten: Ja (+500 Punkte)


Nein (+0 Punkte)


Bohrprofil bis GwSpiegel:
Ansprache


Produkt
Schicht bis


FaktorPunktzahl
F GFP M G*M


Punktzahl
GL


1,000 01,00 Boden, Oberer Muschelkalk 0 0 0,00
16,000,5 2,517,00 Oberer Muschelkalk 3 0 5 40,00
5,001 2022,00 eingeschaltete Tonsteinhorizonte 0 20 100,00
14,001 536,00 Oberer Muschelkalk 2 0 5 70,00
4,001 2040,00 eingeschaltete Tonsteinhorizonte 0 20 80,00
27,501 567,50 Oberer Muschelkalk 1 0 5 137,50
7,501 2075,00 eingeschaltete Zeller Tonsteinhorizonte 0 20 150,00
9,001 584,00 Mittlerer Muschelkalk 0 5 45,00
6,001 2090,00 eingeschaltete Mergelschiefer 0 20 120,00


Berechnung der Gesamtschutzfunktion Sg (Sg = S1 + S2): 1.887


Gesamtschutzfunktion der GwÜberdeckung: mittel


Summe Produkt:
Summe*W:
S2 (inkl. Zuschläge):


1.299,38
1.799,38


742,50
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- Punkt H3, Brunnen Kalter Berg -
Berechnung S1:


Nutzbare Feldkapazität (Punktzahl B):


nFK (mm) bis 1m Tiefe:


Sickerwassermenge (Faktor W):


GWNb (mm/a):


Schutzfunktion des Bodens S1 (S1 = B*W):


Berechnung S2:


Geländeoberkante in [mNN]:
GwOberfläche in [mNN]:
GwOberfläche in [m uGOK]:


75


80


Punktzahl B: 50


Faktor W:


87,5


340,00
232,00
108,00


Zuschläge:


D für artesische Druckverhältnisse:
Q für schwb. GwStockwerke mit Q.-Austritten: Ja (+500 Punkte)


Nein (+0 Punkte)


Bohrprofil bis GwSpiegel:
Ansprache


Produkt
Schicht bis


FaktorPunktzahl
F GFP M G*M


Punktzahl
GL


1,000 01,00 Boden, Oberer Muschelkalk 0 0 0,00
20,000,5 2,521,00 Oberer Muschelkalk 0 5 50,00
5,001 2026,00 eingeschaltete Tonsteinhorizonte 0 20 100,00
14,001 540,00 Oberer Muschelkalk 2 0 5 70,00
4,001 2044,00 eingeschaltete Tonsteinhorizonte 0 20 80,00
27,501 571,50 Oberer Muschelkalk 1 0 5 137,50
7,501 2079,00 eingeschaltete Zeller Tonsteinhorizonte 0 20 150,00
10,001 589,00 Mittlerer Muschelkalk 0 5 50,00
19,001 20108,00 eingeschaltete Mergelschiefer 0 20 380,00


Berechnung der Gesamtschutzfunktion Sg (Sg = S1 + S2): 2.368


Gesamtschutzfunktion der GwÜberdeckung: hoch


Summe Produkt:
Summe*W:
S2 (inkl. Zuschläge):


1.780,63
2.280,63


1.017,50
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Bewertung der Deckschichten nach Hölting et al.
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- Punkt H4, Brunnen Kalter Berg -
Berechnung S1:


Nutzbare Feldkapazität (Punktzahl B):


nFK (mm) bis 1m Tiefe:


Sickerwassermenge (Faktor W):


GWNb (mm/a):


Schutzfunktion des Bodens S1 (S1 = B*W):


Berechnung S2:


Geländeoberkante in [mNN]:
GwOberfläche in [mNN]:
GwOberfläche in [m uGOK]:


75


79


Punktzahl B: 50


Faktor W:


87,5


350,00
238,00
112,00


Zuschläge:


D für artesische Druckverhältnisse:
Q für schwb. GwStockwerke mit Q.-Austritten: Ja (+500 Punkte)


Nein (+0 Punkte)


Bohrprofil bis GwSpiegel:
Ansprache


Produkt
Schicht bis


FaktorPunktzahl
F GFP M G*M


Punktzahl
GL


20,000,5 2,521,00 Oberer Muschelkalk 3 (mittel verkarstet) 0 5 50,00
4,501 2025,50 Tonsteinhorizonte (mittel geklüftet, wenig verkars 0 20 90,00
14,001 539,50 Oberer Muschelkalk 2 (mittel geklüftet) 0 5 70,00
4,001 2043,50 eingeschaltet Tonsteinhorizonte (mittel geklüftet) 0 20 80,00
27,501 571,00 Oberer Muschelkalk 1 (mittel geklüftet) 0 5 137,50
7,501 2078,50 eingeschalteter Zeller Tonsteinhorizont 0 20 150,00
12,001 590,50 Mittlerer Muschelkalk (mittelgeklüftet, wenig verk 0 5 60,00
21,501 20112,00 eingeschaltet Mergelschiefer (mittel geklüftet, we 0 20 430,00


Berechnung der Gesamtschutzfunktion Sg (Sg = S1 + S2): 2.456


Gesamtschutzfunktion der GwÜberdeckung: hoch


Summe Produkt:
Summe*W:
S2 (inkl. Zuschläge):


1.868,13
2.368,13


1.067,50







1,75


SubÜberschrift


Bewertung der Deckschichten nach Hölting et al.


Büro für Hydrogeologie und Umwelt GmbH
Europastraße 11, D-35394 Gießen, Telefon 0641/9 44 22 - 0


PNr.:
07037/1 Blatt:


Anlage:Stand:
Bearbeiter:


07/07
mue


2.4
5


- Punkt H5, Brunnen Kalter Berg -
Berechnung S1:


Nutzbare Feldkapazität (Punktzahl B):


nFK (mm) bis 1m Tiefe:


Sickerwassermenge (Faktor W):


GWNb (mm/a):


Schutzfunktion des Bodens S1 (S1 = B*W):


Berechnung S2:


Geländeoberkante in [mNN]:
GwOberfläche in [mNN]:
GwOberfläche in [m uGOK]:


75


79


Punktzahl B: 50


Faktor W:


87,5


320,00
243,00
77,00


Zuschläge:


D für artesische Druckverhältnisse:
Q für schwb. GwStockwerke mit Q.-Austritten: Ja (+500 Punkte)


Nein (+0 Punkte)


Bohrprofil bis GwSpiegel:
Ansprache


Produkt
Schicht bis


FaktorPunktzahl
F GFP M G*M


Punktzahl
GL


1,000 01,00 Boden, Lößlehm 0 0 0,00
0,500 01,50 Lößlehm 200 0 100,00
6,000,5 2,57,50 Oberer Muschelkalk 2 (mittel verkarstet) 0 5 15,00
27,501 535,00 Oberer Muschelakalk 1 (mittel geklüftet) 0 5 137,50
7,501 2042,50 eingeschalteter Zeller Tonsteinhorizont (mittel ge 0 20 150,00
12,001 554,50 Mittlerer Muschelkalk (mittel geklüftet) 0 5 60,00
22,501 2077,00 eingeschalteter Mergelschiefer (mittel geklüftet) 0 20 450,00


Berechnung der Gesamtschutzfunktion Sg (Sg = S1 + S2): 2.184


Gesamtschutzfunktion der GwÜberdeckung: hoch


Summe Produkt:
Summe*W:
S2 (inkl. Zuschläge):


1.596,88
2.096,88


912,50







1,75


SubÜberschrift


Bewertung der Deckschichten nach Hölting et al.


Büro für Hydrogeologie und Umwelt GmbH
Europastraße 11, D-35394 Gießen, Telefon 0641/9 44 22 - 0


PNr.:
07037/1 Blatt:


Anlage:Stand:
Bearbeiter:


07/07
mue


2.4
6


- Punkt H6, Brunnen Kalter Berg -
Berechnung S1:


Nutzbare Feldkapazität (Punktzahl B):


nFK (mm) bis 1m Tiefe:


Sickerwassermenge (Faktor W):


GWNb (mm/a):


Schutzfunktion des Bodens S1 (S1 = B*W):


Berechnung S2:


Geländeoberkante in [mNN]:
GwOberfläche in [mNN]:
GwOberfläche in [m uGOK]:


75


79


Punktzahl B: 50


Faktor W:


87,5


326,00
252,00
74,00


Zuschläge:


D für artesische Druckverhältnisse:
Q für schwb. GwStockwerke mit Q.-Austritten: Ja (+500 Punkte)


Nein (+0 Punkte)


Bohrprofil bis GwSpiegel:
Ansprache


Produkt
Schicht bis


FaktorPunktzahl
F GFP M G*M


Punktzahl
GL


1,000 01,00 Boden, Oberer Muschelkalk 2 0 0 0,00
2,500,5 2,53,50 Oberer Muschelkalk 2 (mittel verkarstet) 0 5 6,25
27,501 531,00 Oberer Muschelkalk 1 (mittel geklüftet) 0 5 137,50
7,501 2038,50 eingeschaltete Zeller Tonsteinhorizonte 0 20 150,00
12,501 551,00 Mittlerer Muschelkalk (mittel geklüftet) 0 5 62,50
23,001 2074,00 eingeschaltete Mergelschiefer (mittel geklüftet) 0 20 460,00


Berechnung der Gesamtschutzfunktion Sg (Sg = S1 + S2): 2.016


Gesamtschutzfunktion der GwÜberdeckung: hoch


Summe Produkt:
Summe*W:
S2 (inkl. Zuschläge):


1.428,44
1.928,44


816,25







1,75


SubÜberschrift


Bewertung der Deckschichten nach Hölting et al.


Büro für Hydrogeologie und Umwelt GmbH
Europastraße 11, D-35394 Gießen, Telefon 0641/9 44 22 - 0


PNr.:
07037/1 Blatt:


Anlage:Stand:
Bearbeiter:


07/07
mue


2.4
7


- Punkt H7, Brunnen Kalter Berg -
Berechnung S1:


Nutzbare Feldkapazität (Punktzahl B):


nFK (mm) bis 1m Tiefe:


Sickerwassermenge (Faktor W):


GWNb (mm/a):


Schutzfunktion des Bodens S1 (S1 = B*W):


Berechnung S2:


Geländeoberkante in [mNN]:
GwOberfläche in [mNN]:
GwOberfläche in [m uGOK]:


75


79


Punktzahl B: 50


Faktor W:


87,5


340,00
260,00
80,00


Zuschläge:


D für artesische Druckverhältnisse:
Q für schwb. GwStockwerke mit Q.-Austritten: Ja (+500 Punkte)


Nein (+0 Punkte)


Bohrprofil bis GwSpiegel:
Ansprache


Produkt
Schicht bis


FaktorPunktzahl
F GFP M G*M


Punktzahl
GL


1,0025 01,00 Boden, Oberer Muschelaklk 1 0 0 0,00
17,000,5 2,518,00 Oberer Muschelkalk 1 (mittel verkarstet) 0 5 42,50
7,501 2025,50 eingeschaltete Zeller Tonsteinhorizonte 0 20 150,00
17,001 542,50 Mittlerer Muschelkalk (mittel geklüftet) 0 5 85,00
23,001 2065,50 eingeschaltete Mergelschiefer (mittel geklüftet) 0 20 460,00
0,004 2080,00 Unterer Muschelakalk 3 (wenig geklüftet) 0 5 0,00


Berechnung der Gesamtschutzfunktion Sg (Sg = S1 + S2): 2.386


Gesamtschutzfunktion der GwÜberdeckung: hoch


Summe Produkt:
Summe*W:
S2 (inkl. Zuschläge):


1.290,63
1.790,63


737,50







1,75


SubÜberschrift


Bewertung der Deckschichten nach Hölting et al.


Büro für Hydrogeologie und Umwelt GmbH
Europastraße 11, D-35394 Gießen, Telefon 0641/9 44 22 - 0


PNr.:
07037/1 Blatt:


Anlage:Stand:
Bearbeiter:


07/07
mue


2.4
7


- Punkt H7, Brunnen Kalter Berg -
Berechnung S1:


Nutzbare Feldkapazität (Punktzahl B):


nFK (mm) bis 1m Tiefe:


Sickerwassermenge (Faktor W):


GWNb (mm/a):


Schutzfunktion des Bodens S1 (S1 = B*W):


Berechnung S2:


Geländeoberkante in [mNN]:
GwOberfläche in [mNN]:
GwOberfläche in [m uGOK]:


75


79


Punktzahl B: 50


Faktor W:


87,5


340,00
260,00
80,00


Zuschläge:


D für artesische Druckverhältnisse:
Q für schwb. GwStockwerke mit Q.-Austritten: Ja (+500 Punkte)


Nein (+0 Punkte)


Bohrprofil bis GwSpiegel:
Ansprache


Produkt
Schicht bis


FaktorPunktzahl
F GFP M G*M


Punktzahl
GL


1,0025 01,00 Boden, Oberer Muschelaklk 1 0 0 0,00
17,000,5 2,518,00 Oberer Muschelkalk 1 (mittel verkarstet) 0 5 42,50
7,501 2025,50 eingeschaltete Zeller Tonsteinhorizonte 0 20 150,00
17,001 542,50 Mittlerer Muschelkalk (mittel geklüftet) 0 5 85,00
23,001 2065,50 eingeschaltete Mergelschiefer (mittel geklüftet) 0 20 460,00
0,004 2080,00 Unterer Muschelakalk 3 (wenig geklüftet) 0 5 0,00


Berechnung der Gesamtschutzfunktion Sg (Sg = S1 + S2): 2.386


Gesamtschutzfunktion der GwÜberdeckung: hoch


Summe Produkt:
Summe*W:
S2 (inkl. Zuschläge):


1.290,63
1.790,63


737,50
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Planung, Information, Fachliche Koordination
Bayerisches Landesamt
für Wasserwirtschaft


Regionalplanung


Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für die
öffentliche Wasserversorgung


Trinkwasser - unser wichtigstes
Lebensmittel


Trinkwasser ist unser wichtigstes Lebensmittel
und durch nichts zu ersetzen. Eine gesicherte
Wasserversorgung ist ein entscheidender Stand-
ortfaktor und Voraussetzung für eine nach-
haltige Entwicklung in den Kommunen.


Daher soll nach dem Landesentwicklungspro-
gramm Bayern (LEP) bei der Nutzung der
Grundwasservorkommen und bei Eingriffen, die
Veränderungen der Grundwassermenge oder
Grundwasserbeschaffenheit besorgen lassen,
der öffentlichen Trinkwasserversorgung Vorrang
eingeräumt werden. Um dieses Ziel zu erreichen,
werden in den Regionalplänen Vorrang- und
Vorbehaltsgebiete für die öffentliche Wasser-
versorgung (Vorrang- und Vorbehaltsgebiete
Wasserversorgung) ausgewiesen.


Dieses Infoblatt beantwortet Fragen zur Bedeu-
tung und zu den konkreten Auswirkungen von
Vorrang- und Vorbehaltsgebieten Wasserversor-
gung.


Warum werden Vorrang- und
Vorbehaltsgebiete Wasserversorgung
ausgewiesen?


Die Ausweisung von Vorrang- und Vorbehalts-
gebieten Wasserversorgung liegt im besonderen
Interesse der Kommunen, da sie für die langfris-
tig gesicherte Versorgung ihrer Bürger mit ge-
sundem Trinkwasser verantwortlich sind. Zudem
schaffen Vorrang- und Vorbehaltsgebiete Was-
serversorgung Planungssicherheit und sind damit
ein wichtiges Mittel einer vorausschauenden
Raumplanung und Konfliktbegrenzung.


Vorrang- und Vorbehaltsgebiete Wasserversor-
gung werden außerhalb bestehender Wasser-
schutzgebiete zur Sicherung
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- bestehender Wassergewinnungsanlagen
und


- künftig nutzbarer Grundwassergewinnungs-
gebiete ausgewiesen, um weitere empfindli-
che Teile des Grundwassereinzugsgebietes
zu schützen.


Wesentliches Ziel ist es, besondere Risiken für
bedeutende Wasservorkommen zu vermeiden.


Auf welche Nutzungen haben Vorrang-
und Vorbehaltsgebiete Wasserversor-
gung keine Auswirkungen?


Keine konkurrierenden raumbedeutsamen Nut-
zungen in Vorrang- und Vorbehaltsgebieten
Wasserversorgung sind in der Regel z.B.:


- die landwirtschaftliche oder forstwirtschaftli-
che Nutzung; Vorrang- und Vorbehaltsge-
biete Wasserversorgung bedeuten keine ü-
ber die bestehenden gesetzlichen Anforde-
rungen hinausgehenden zusätzlichen Be-
schränkungen für die Landwirtschaft;


- vorhandene Bebauung (Bestandsschutz);
- die Ausweisung von Baugebieten und da-


durch bedingte Baumaßnahmen wie Keller
sowie Änderungen von baulichen Nutzun-
gen; ausgenommen hiervon sind bauliche
Anlagen mit erhöhtem Gefährdungspotenzi-
al durch wassergefährdende Stoffe;


- Einzelvorhaben ohne tiefgreifende Gelände-
einschnitte (wie z.B. die Errichtung von Aus-
siedlerhöfen oder deren Erweiterung, Sport-
oder Golfplätze, Radwege);


- Anlagen für übliche Gebäudeheizungen (Öl-
bzw. Gasheizungen).


Wie werden Vorrang- und Vorbehalts-
gebiete Wasserversorgung  verbind-
lich?


Der Regionale Planungsverband erstellt auf der
Grundlage des Fachbeitrags der Wasser-
wirtschaft einen Entwurf des Regionalplans. Der
wird dann einem umfassenden Beteiligungs-
verfahren unterzogen. Der Regionalplan wird
abschließend von der Regierung für verbindlich
erklärt.


Landwirtschaftliche Nutzung


 Vorhandene Bebauung


 Ausweisung von Baugebieten
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Worin unterscheiden sich Vorrang- und
Vorbehaltsgebiete Wasserversorgung?


In Vorranggebieten Wasserversorgung sind
konkurrierende raumbedeutsame Nutzungen
ausgeschlossen. Das sind Nutzungen, die mit
besonderen Risiken für den Trinkwasserschutz
verbunden sind.


In Vorbehaltsgebieten Wasserversorgung wird
dem Trinkwasserschutz bei der Abwägung mit
konkurrierenden raumbedeutsamen Nutzungen
ein besonderes Gewicht beigemessen, d.h. in
begründeten Einzelfällen können andere wich-
tige Belange den Belangen des Trinkwasser-
schutzes vorgezogen werden.


Konkurrierende Nutzungen in Vorrang-
und Vorbehaltsgebieten Wasserversor-
gung


Konkurrierende raumbedeutsame Nutzungen in
Vorrang- und Vorbehaltsgebieten Wasser-
versorgung mit besonderen Risiken für den
Trinkwasserschutz sind in der Regel z. B.:


- Eingriffe in den Untergrund, deren Ausmaß
(räumliche Ausdehnung und/oder Tiefe) die
natürliche Schutzfunktion der Grundwasser-
überdeckung wesentlich mindert oder wenn
Grundwasser freigelegt wird, wie das bei der
Gewinnung von Bodenschätzen oder bei
großen Baumaßnahmen (z. B. bei Verkehrs-
anlagen) der Fall sein kann;


Hinweis: Überschneidungen von Vorrang-
und Vorbehaltsgebieten Wasserversorgung
mit Vorrang- und Vorbehaltsgebieten für die
Gewinnung von Bodenschätzen sind bei ge-
eigneten hydrogeologischen Gegebenheiten
zulässig;


- große Anlagen zum Umgang mit wasserge-
fährdenden Stoffen (Raffinerien, Groß-


 Ablagerung von Abfällen


 Chemische Industrieanlage


 Gewinnung von Bodenschätzen







Planung, Information, Fachliche Koordination


Regionalplanung


Seite 4 von 4
Bayerisches Landesamt für Wasserwirtschaft Nr. 1/04 / Stand: November 2004


tankklager, chemische Industrieanlagen);
- die Behandlung, Lagerung oder Ablagerung


von Abfällen (z. B. Deponien) und
- Rohrleitungsanlagen zum Befördern wasser-


gefährdender Stoffe (Pipelines).


Wie werden Vorrang- und Vorbehalts-
gebiete Wasserversorgung  fachlich
abgegrenzt?


Die fachliche Abgrenzung beruht auf der Kennt-
nis der Einzugsgebiete der zu schützenden Was-
servorkommen (z. B. Aufbau und Mächtigkeit
der Grundwasserüberdeckung, Zusammenset-
zung und Durchlässigkeit der grundwasser-
führenden Schichten, Grundwassergefälle,
Grundwasserneubildungsrate).
Soweit erforderlich werden dazu auch weiter-
gehende Untersuchungen zur örtlichen hydro-
geologischen Situation durchgeführt. Dabei wer-
den auch aktuelle Untersuchungen und Er-
kenntnisse des Bayerischen Geologischen Lan-
desamtes berücksichtigt.


Das Langzeitprojekt "Hydrogeologische Landes-
aufnahme Bayerns" liefert eine großmaßstäb-
liche Informationsgrundlage. Die hydrogeologi-
sche Landesaufnahme kann daher nicht die de-
taillierte fachliche Beurteilung der Vorrang- und
Vorbehaltsgebiete Wasserversorgung ersetzen.
Dafür müssen auch weiterhin örtliche Detailun-
tersuchungen durchgeführt und ggf. zusätzliche
Daten ermittelt werden.
Für die Mehrzahl der Planungsregionen sind in-
zwischen die fachlichen Grundlagen ermittelt.


Interessante Internet-Seiten zum Trink-
wasserschutz:


- Seite Grundwasserschutz beim StMUGV
http://www.stmugv.bayern.de/de/wasser/gwasser.htm
Seite Wasserschutzgebiete beim StMUGV
http://www.stmugv.bayern.de/de/wasser/wsg/
schutzge.htm


Gute Gründe!


Trinkwasserschutz braucht Vorsorge. Vorrang-
und Vorbehaltsgebiete dienen dazu, die schüt-
zende Grundwasserüberdeckung vor gravieren-
den Beeinträchtigungen zu bewahren und an-
dere besondere Risiken für die öffentliche Was-
serversorgung zu vermeiden. Sie sichern bedeu-
tende Wasservorkommen für Morgen und
Übermorgen, für unsere Kinder und Kindeskin-
der. Sie schaffen auf der Ebene der Regionalpla-
nung Transparenz und Planungssicherheit, weil
mögliche Konflikte frühzeitig erkannt und damit
entschärft werden können.


Vorrang- und Vorbehaltsgebiete Wasserversor-
gung sind damit ein wichtiger Beitrag, unser
Trinkwasser als gesundes, naturbelassenes Le-
bensmittel und als Grundlage der wirtschaftli-
chen Entwicklung zu erhalten.


- Seite Landwirtschaft und Trinkwasserschutz
beim StMUGV


- http://www.stmugv.bayern.de/de/wasser/versorg/
ausgleich.htm


- Seite Trinkwasserschutz beim LfW
http://www.bayern.de/lfw/technik/nutzung_einfluesse/
infoblaetter/wv/twschutz/welcome.htm


Nähere Informationen erhalten Sie bei Ihrem
örtlich zuständigen Wasserwirtschaftsamt


   








           Anlage 5 
 
Planungsausschuss-Sitzung am 23.07.2009 – Referat v on Herrn Albert 
 
TOP 3 
Fortschreibung des Regionalplans: 
Vorbehaltsgebiet für gewerbliche Siedlungstätigkeit  „Gieshügler Höhe“ 
Sachstandsbericht 
 
 
 
Zwecks der ursprünglich geplanten Fortschreibung des Regionalplanes hinsichtlich des Vor-
behaltsgebietes für gewerbliche Siedlungstätigkeit „Gieshügler Höhe“ aufgrund der bis vor 
kurzem gültigen Rechtslage, beauftragte der Verbandsvorstand den Regionsbeauftragten 
Ende letzten Jahres Vorschläge zum weiteren Umgang mit dem Gebiet zu erarbeiten und 
diese zunächst mit den betroffenen Kommunen abzustimmen. 
 
Daher fand im Januar diesen Jahres auf Einladung des Regionsbeauftragten ein Treffen der 
Bürgermeister sowie Vertretern der Landkreise Würzburg und Kitzingen wie auch der Stadt 
Würzburg statt, bei dem man sich mehrheitlich darauf einigte, das Gebiet weiterhin für ge-
werbliche Zwecke sichern zu wollen. Zudem kam man zu dem Ergebnis, dass es bei dieser 
Gelegenheit auch erlaubt sein muss über die Abgrenzung des Gebietes neu nachzudenken. 
Die von der Regierung erarbeiteten Fortschreibungsentwürfe wurden zwischenzeitlich von 
den Gemeinden beraten und deren Anregungen in die Planung integriert.  
 
Aufgrund der nun seit 30.6.2009 geänderten Rechtslage ist es nun nicht mehr erforderlich, 
das Vorbehaltsgebiet durch eine irgendwie geartete andere Lösung zu ersetzen. Das Vorbe-
haltsgebiet kann demnach über den 31.8.2009 hinaus Bestand haben. 
 
Wie der Verbandsvorsitzende bereits erwähnte war es vor bekannt werden der neuen 
Rechtslage vorgesehen, Ihnen die mit den unmittelbar betroffenen Gemeinden und Land-
kreisen abgestimmte Planung heute auf dieser Sitzung vorzustellen. 
 
Dieser Entwurf sah vor, die Fläche des Vorbehaltsgebietes „Gieshügler Höhe“ zukünftig mit-
tels eines Ziels der Raumordnung als Standortbereich für gewerbliche Entwicklung zu si-
chern und diese Fläche bis in den Landkreis Kitzingen hinein zu erweitern und – auf den 
Wunsch der Gemeinde hin – den Gerbrunner Anteil an dem Gebiet zu streichen. Wie sie der 
Tischvorlage, die das Ergebnis des Abstimmungsprozesses mit den Gemeinden wiedergibt, 
entnehmen können, würden somit neben Flächen der Gemeinden Randersacker und Theil-
heim auch Flächen der Gemeinden Rottendorf und Biebelried sowie der Stadt Dettelbach für 
gewerbliche Zwecke gesichert. Die hieraus resultierende Fläche hat den großen Vorteil, dass 
diese direkt sowohl an das überörtliche Straßennetz als auch an das Schienennetz ange-
bunden werden könnte. Ortsdurchfahrten sind durch die direkte Lage am Biebelrieder Kreuz 
nicht notwendig. Zudem handelt es sich dabei im Verdichtungsraum Würzburg schlicht um 
die einzige freie und auch für hiesige Verhältnisse vergleichsweise ebene und damit geeig-
nete Fläche größeren Umfangs. 
 
Der Planungsverband kann mit diesem Instrument ein Areal sichern, das im Falle einer ü-
berörtlich bedeutsamen Großinvestition schnell aktiviert werden kann. Auf dem im Verdich-
tungsraum Würzburg und somit nahe der Hochschulen und Forschungseinrichtungen liegen-
den Gebiet, könnten dadurch eine Vielzahl qualifizierter Arbeitsplätze geschaffen werden, die 
weitere Investitionen wahrscheinlicher machten. Ziel ist es also das räumliche und wirtschaft-
liche Potential der Region voll auszuschöpfen. Hingegen handelt es sich nicht um die Pla-
nung eines sehr großen Gewerbegebietes für übliche Verlagerungen oder Kleingewerbean-
siedlungen. 
 







 2 


Vorgesehen war überdies, dieses Gebiet im Bedarfsfall in interkommunaler Abstimmung der 
betroffenen Gemeinden unter Einbeziehung der Landkreise Kitzingen und Würzburg und 
evtl. der Stadt Würzburg zu entwickeln.  
 
Wie und ob die nun im Zuge der angedachten Ersatzlösung diskutierten Änderungen Einzug 
in den Regionalplan halten können und sollen, muss vor dem Hintergrund der geänderten 
Rechtslage nun neu geklärt werden. U.a. deshalb steht die Planung auch heute nicht zur 
Abstimmung, sondern lediglich zur Diskussion, weshalb ja auch die Stadt Kitzingen, die be-
reits Bedenken gegen die Planung geäußert hat, heute hier vertreten ist. Möglich wären ver-
schiedene Varianten, angefangen bei der unveränderten Beibehaltung des Vorbehaltsgebie-
tes über dessen Streichung oder Änderung bis hin zu der Ausweisung eines weiteren Vorbe-
haltsgebietes.  
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Niederschrift über die 
Sitzung des Planungsausschusses 


 im Großen Sitzungssaal des Landratsamtes Main-Spes sart in Karlstadt 
_________________________________________________________ 


 
Sitzungsdatum: Freitag, den 24.07.2009 
Beginn: 08:30 Uhr 
Ende: 09:50 Uhr 


 
 
Anwesend: 


Verbandsvorsitzender 
 Landrat Thomas Schiebel; Landkreis Main-Spessart  


Planungsausschussmitglieder 
2. Bürgermeister Dr. Adolf Bauer, Stadt Würzburg  
Stadtbaurat Christian Baumgart, Stadt Würzburg  
Landrätin Tamara Bischof, Landkreis Kitzingen  
Kreisrat Peter Franz, Frammersbach  
Bürgermeister Thomas Rützel, Greußenheim 
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Bürgermeister Franz Schüßler, Burgsinn  
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von der Geschäftsstelle: 
 Andrea Füller, Verw.Angestellte  
 Holger Steiger, Geschäftsführer  
 
Regierung von Unterfranken 
LRD Johannes Wälde, Sg. 24 
RD Rainer Kern, Sg. 24 
Dipl.-Ing. Stephan Albert, Sg. 24 
ORR Oliver Weidlich, Sg. 24 
BD Klaus Huppmann, Sg. 52 
 
Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg 
BOR Dr. Rasso König 
BOR Ulrich Popp 
BOR Martin Rätz 
 
Stadt Kitzingen 
Hendrik Neumann, Stadtplaner, stellv. Leiter des Stadtbauamtes 
                                                                                                                                                                                                                                                                                           
Entschuldigt: 
Kreisrat Heinrich Freiherr von Zobel, Ochsenfurt 
Kreisrat Volkmar Halbleib, MdL, Ochsenfurt  
Bürgermeister Anton Holzapfel, Kirchheim 
Bürgermeister Dr. Werner Knaier, Wiesentheid 
Landrat Eberhard Nuß, Landkreis Würzburg 
 
Unentschuldigt: 
Stadträtin Karin Miethaner-Vent, Würzburg 
Bürgermeister Peter Stichler, Höchberg 
 


 


Tagesordnung: 


 1   Feststellung der Jahresrechnung 2008  
 2   Fortschreibung des Regionalplans: Kapitel B XI "Wasserwirtschaft"; Vorstel-


lung des Fachbeitrags zur Neufassung des Kapitels (ohne Abschnitt 5.1 
"Hochwasserschutz") 


 


 3   Fortschreibung des Regionalplans: Vorbehaltsgebiet für gewerbliche Sied-
lungstätigkeit "Gieshügler Höhe"; Sachstandsbericht 


 


 4   Sonstiges  
 
 
 


Der Verbandsvorsitzende, Herr Landrat Thomas Schiebel , begrüßt die Anwesenden und 


stellt die Beschlussfähigkeit des Gremiums fest. Die Einladung mit Tagesordnung wurde den 


Mitgliedern mit Schreiben vom 29.06.2009 rechtzeitig zugesandt. 


Gegen die Tagesordnung erheben sich keine Bedenken. 


 
 
 







 


Sitzung des Planungsausschusses Seite 3 von 11 


3 
 
 
TOP 1  
Feststellung der Jahresrechnungen  
 
Die Prüfung der Jahresrechnung 2008 durch das Kreisrechnungsprüfungsamt ergab, dass 


a) die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan 2008 den gesetzlichen Vorschriften ent-


sprechend zustande kamen, 


b) der Haushaltsplan 2008 eingehalten wurde, 


c) die einzelnen Rechnungsbeträge sachlich und rechnerisch festgestellt wurden und die 


Buchungen belegt sind. 


 


Die Feststellung der Jahresrechnung 2008 und die Entlastung des Verbandsvorsitzenden 


und der Geschäftsführung für das Haushaltsjahr 2008 durch den jetzt zuständigen Pla-


nungsausschuss werden empfohlen. 


 
 
Beschluss:  
 
„Das Rechnungsergebnis für das Haushaltsjahr 2008 


 


Verwaltungshaushalt      Vermögenshaushalt        Gesamthaushalt 


Einnahmen und Ausgaben je     Einnahmen und Ausgaben je    Einnahmen und Ausgaben je 


 


        64.117,29 €   4.560,57 €        68.677,86 € 


 


werden anerkannt und festgestellt. Für den Verbandsvorsitzenden und die Geschäftsführung 


wird Entlastung erteilt.“ 


 


18 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen 


 


 


Der Verbandsvorsitzende  informiert zu TOP 2 und 3, dass das Bayerische Wirtschaftsmi-


nisterium als oberste Landesplanungsbehörde kürzlich an alle Regionalen Planungsverbän-


de ein Schreiben mit sehr grundsätzlichen Erläuterungen gerichtet hat. Diese Erläuterungen 


befassen sich u. a. mit raumordnungsrechtlichen Vorgaben, die ganz direkt mit der Fort-


schreibung der Regionalpläne zu tun haben. 


Der konkrete Anlass hierfür ist die am 22. Dezember 2008 vom Bundestag beschlossene 


Novellierung des Raumordnungsgesetzes. Diese Novellierung ist insbesondere vor dem Hin-


tergrund der Ergebnisse der Förderalismusdiskussion zu sehen. Das Raumordnungsrecht 


unterliegt seit der diesbezüglich einschlägigen Änderung des Grundgesetzes nicht mehr der 
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Rahmengesetzgebung, sondern der konkurrierenden Gesetzgebung. Diesem Sachverhalt 


trägt nunmehr das im letzten Dezember beschlossene neue Raumordnungsgesetz Rech-


nung. Das wirkt sich selbstverständlich auch auf Bayern und die Anwendung des Bayeri-


schen Landesplanungsgesetzes aus – und somit letztlich auch konkret auf die Arbeit des 


Planungsverbandes. Teile dieses neuen Raumordnungsgesetzes sind bereits am 30. De-


zember 2008 in Kraft getreten, der Großteil der für das Bayerische Landesplanungsrecht 


entscheidenden Vorgaben ist erst am 30. Juni 2009 in Kraft getreten. Eben dieses Datum ist 


der Anlass dafür, dass das Bayerische Wirtschaftsministerium als oberste Landesplanungs-


behörde am 29. Juni das schon genannte Schreiben an die Planungsverbände gerichtet hat. 


 


Dieses Schreiben hat – neben anderem – zwei Themen zum Inhalt, auf die gerade unter 


dem Aspekt der heute zur Diskussion stehenden Tagesordnungspunkte etwas näher einge-


gangen werden soll: 


• Zum einen enthält dieses Schreiben Vorgaben darüber, wie die vom Planungsausschuss 


zu beschließenden Normen des Regionalplans zu formulieren sind. Dabei geht es vor al-


lem um den Unterschied in den Formulierungen der Ziele, die ja verbindlich und zu beach-


ten sind, und der Grundsätze, die „nur“ zu berücksichtigen sind.  


Gerade auch aus dem Kreis der Planungsausschussmitglieder wurden immer wieder For-


derungen erhoben, verbindliche Ziele auch nach allgemeinem Sprachverständnis verbind-


lich zu formulieren, also nicht zu sagen, dies oder jenes „soll getan werden“, sondern „es 


ist zu tun“. In zurückliegenden Sitzungen wurde dieses Problem mehrmals angesprochen. 


Die aktuell laufenden, heute allerdings nicht auf der Tagesordnung stehenden Kapitel 


werden unter diesem Aspekt noch einmal beleuchtet. 


• Der zweite, für die heutige Sitzung besonders bedeutsame Punkt ist folgender: Noch zum 


Zeitpunkt der Einladung zu dieser Sitzung wurde davon ausgegangen, dass das im Regi-


onalplan ausgewiesene Vorbehaltsgebiet für gewerbliches Siedlungswesen „Gieshügler 


Höhe“ aus rechtlichen Gründen entfallen muss. Grund dafür war, dass gemäß dem Baye-


rischen Landesplanungsgesetz (Art. 11 Abs. 2 Satz 2) nur für jene Belange Vorrang- und 


Vorbehaltsgebiete ausgewiesen werden dürfen, die im Landesentwicklungsprogramm 


(LEP) ausdrücklich genannt sind. Eine solche Ermächtigung für das gewerbliche Sied-


lungswesen gab es aber im LEP von 2006 nicht. Vor diesem Hintergrund hat im letzten 


November die Verbandsspitze einmütig den Regionsbeauftragten damit beauftragt, im 


Einvernehmen mit den betroffenen Gebietskörperschaften nach einer geeigneten Ersatz-


lösung zu suchen. Entsprechende Vorarbeiten hierzu sind angelaufen. Seit dem genann-


ten Schreiben der obersten Landesplanungsbehörde von Ende Juni ist bekannt, dass die-


ses Vorbehaltsgebiet aufgrund der Vorgaben des neuen Raumordnungsgesetzes nun-


mehr unverändert beibehalten werden kann. Dieses Thema wird unter TOP 3 behandelt. 
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TOP 2  
Fortschreibung des Regionalplans: 
Kapitel B XI „Wasserwirtschaft“ 
Vorstellung des Fachbeitrags zur Neufassung des Kap itels (ohne Abschnitt 5.1 
„Hochwasserschutz“) 
 


Wie der Verbandsvorsitzende  berichtet, ist der Regionale Planungsverband Würzburg auf 


einem guten Weg, was die Vorgabe des Landesentwicklungsprogramms 2006, wonach die 


bayerischen Regionalpläne an dessen Bestimmungen bis zum Ablauf des 31. August dieses 


Jahres anzupassen sind, anbelangt. Der überwiegende Teil der Kapitel des Regionalplans ist 


bereits erneuert und auch in Kraft getreten; der Rest ist zumindest aufgegriffen und in Bear-


beitung. Einzelne Teile des Kapitels Wasserwirtschaft müssen noch angegangen werden. 


Bereits fortgeschrieben wurde der Teil Hochwasserschutz; noch offen ist der Teil Trinkwas-


serschutz, der noch nachzuliefern und auch nicht ganz konfliktfrei ist. Es geht hier insbeson-


dere um die noch ausstehende Ausweisung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten für den 


Trinkwasserschutz. Dass hiervon fast alle Kommunen in teils erheblicher Weise betroffen 


sind, liegt auf der Hand. Zum einen positiv, weil die Ausweisung schutzwürdiger Flächen 


dem Trinkwasserschutz dient, zum anderen negativ, weil dadurch andere planerische Nut-


zungen zum Teil eingeschränkt werden. 


 


Es wird heute auch ein ganz spezielles Thema anzusprechen sein: Der Regionalplan enthält 


rein formal noch das Ziel zur Errichtung des Hafenlohrtalspeichers. Anlässlich einer Sitzung 


des Planungsausschusses im März 2007 wurde zwar beschlossen, dieses Ziel zu streichen. 


Allerdings steht die Umsetzung dieses Ziels noch aus. Zwischen dem damaligen Vorsitzen-


den und der Wasserwirtschaftsverwaltung wurde damals vereinbart, dieses Ziel nicht einfach 


als Einzeländerung des Regionalplans zu streichen, sondern diese Streichung im Rahmen 


eines Gesamtkonzepts zum Thema Sicherung der Trinkwasserversorgung vorzunehmen. 


Der nachher vorzustellende Fachbeitrag wird das Hafenlohrtal nicht mehr zum Gegenstand 


haben und somit dem Beschluss vom März 2007 Rechnung tragen. Der Fachbeitrag wird 


aber im Rahmen der Gesamtargumentation auf die jetzt gegebenen Möglichkeiten zur Strei-


chung dieses Ziels eingehen. 


 


Hinzu kommt ein weiteres Problem: Bei der Bestimmung der Vorrang- und Vorbehaltsgebiete 


für die Sicherung der Bodenschätze war bekannt, dass es zu Überschneidungen mit den 


entsprechenden Gebieten für die Trinkwassersicherung kommen kann. Deshalb wurde in der 


Rechtsverordnung zur Ausweisung der Bodenschatzgebiete schon seinerzeit ausdrücklich 


vorgesehen, dass diese Gebiete bei der Behandlung der Trinkwassersicherungsgebiete neu 


aufgegriffen werden müssen. 


Heute wird uns die Wasserwirtschaftsverwaltung informieren, wie aus ihrer Sicht die Fort-


schreibung der Regionalplaninhalte zum Thema Trinkwasserversorgung aussehen soll. Zu 







 


Sitzung des Planungsausschusses Seite 6 von 11 


6 
diesem Zweck wurden die Vertreter des Wasserwirtschaftsamtes und der Regierung einge-


laden. 


 


Wie Herr BD Huppmann  gleich zu Beginn seines Beitrages jedoch mitteilt, kann der ge-


wünschte Fachbeitrag heute nicht vorgestellt werden, da noch Vorarbeit geleistet werden 


muss, um diesen dann zu gegebener Zeit vorzustellen. 


 


Vortrag des Sachgebietes 52/Wasserwirtschaft der Re gierung von Unterfranken durch 


Herrn BD Huppmann (siehe Anlage 1)  


 


Im Anschluss an den Vortrag von Herrn Huppmann bittet der Verbandsvorsitzende um Vor-


stellung der Grundsätze der fachlichen Festlegung der Vorrang- und Vorbehaltsgebiete. 


 


Vortrag von Herrn BOR Dr. König, Wasserwirtschaftsa mt Aschaffenburg 


Wie BOR Dr. König  berichtet, gibt es fachliche Vorgaben, wie die Vorrang- und Vorbehalts-


gebiete abzugrenzen sind. In Bayern geht man den Weg, die Trinkwasserschutzgebiete auf 


ein notwendiges Minimum zu reduzieren. Daraus ergibt sich eine gewisse Diskrepanz zwi-


schen dem Einzugsgebiet und dem Schutzgebiet. Herr Dr. König zeigt anhand eines Form-


blatts (Anlage 2)  die Anwendung des Abgrenzungsschemas für Vorrang- und Vorbehaltsge-


biete. Wenn ein Schutzgebiet das gesamte Einzugsgebiet umfasst, benötigt man kein Vor-


rang- oder Vorbehaltsgebiet. Er zeigt am Beispiel von Veitshöchheim wie diese Abgrenzung 


im Detail erfolgt (Anlage 3) . 


 


Frau LR Bischof  zeigt sich überrascht, dass der Einzugsbereich, der teilweise ja zwei- bis 


viermal so groß ist wie ein Wasserschutzgebiet, als Vorrang- und Vorbehaltsfläche bestimmt 


werden soll. „Was hat das für rechtliche Konsequenzen auf die Bewirtschaftung, die Land-


wirtschaft, die Ausweisung für Baugebiete usw.?“ 


Herr Dr. König  verweist auf ein Merkblatt des Bayerischen Landesamtes für Umwelt, Be-


reich Wasserwirtschaft (Anlage 4).  


Herr ORR Weidlich  informiert, dass die Bayer. Staatsverwaltung intensiv über die Lösung 


des Problems diskutiert hat, dass die Wasserschutzgebiete zu klein sind im Vergleich zu den 


Einzugsgebieten. In Baden-Württemberg z.B. werden die Wasserschutzgebiete in der Regel 


deckungsgleich mit den Einzugsgebieten ausgewiesen. Dies wäre aber ein stärkerer Eingriff 


für die Grundstückseigentümer und Kommunen. Die Alternative, für die sich Bayern ent-


schieden hat, ist, man weist die Wasserschutzgebiete nur so groß wie unbedingt nötig aus; 


dafür sollen aber die empfindlichen Teile der Grundwassereinzugsgebiete durch Vorrang- 


und Vorbehaltsgebiete für die öffentliche Wasserversorgung im Regionalplan gesichert wer-


den. Hier haben die Kommunen aufgrund der Abwägung im Planungsausschuss ein großes 
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Mitspracherecht zur Mitgestaltung. In den Vorranggebieten für Wasserversorgung können 


immer noch ganz normal Bau- und Gewerbegebiete ausgewiesen werden. Nur solche kon-


kurrierenden Nutzungen sind ausgeschlossen, die in einem solchen Ausmaß in den Unter-


grund eingreifen, dass die natürliche Schutzfunktion der Grundwasserüberdeckung wesent-


lich beeinträchtigt wird (z.B. bestimmte Arten des Rohstoffabbaus, tief eingeschnittene Ver-


kehrsanlagen, Deponien, Raffinerien und Pipelines mit wassergefährdenden Stoffen). 


 


Frau LR Bischof fragt , ob man bei jedem Vorhaben, das in ein Vorranggebiet hinein reicht, 


die Wasserwirtschaft hören müsse und ob es bei dem Ausbau von Straßen spezielle Vorga-


ben gebe? Herr Dr. König erwidert, dass es grundsätzlich keine Auflagen geben wird. Es 


geht um wassergefährdende Stoffe oder Planungen wie Steinbrüche, Bodenschätze, Raffi-


nerien – nicht um Baugebiete. In Einzugsgebieten, die nicht als Schutzgebiete ausgewiesen 


sind, bestehen andere Auflagen, dort könne er keine Bohrungen verbieten. 


Auf die Frage von OB Rosenthal,  ob dort andere Rohre, andere Kanalsysteme verwendet 


werden müssen, antwortet Herr Dr. König  mit „Nein, denn das wären ja Auflagen“. 


Auch die Frage von Stadtrat Wolfgang Scheller, ob es für die Landwirtschaft Beschränkun-


gen, z.B. bei der Nitrateinbringung gebe, verneint Herr Dr. König .  


Auf Nachfrage von Bgm. Prüße  erklärt Herr Dr. König , die Kommunen, die selbst Wasser-


versorger sind, haben ein entsprechendes Anschreiben zur Information über die vorgesehe-


nen Vorrang- bzw. Vorbehaltsgebiets bekommen. 


Auch Stadtbaurat Baumgart  sieht erhebliche Konsequenzen in der Bauleitplanung, insbe-


sondere wenn die Wasserwirtschaftsverwaltung gegebenenfalls eine entsprechende Stel-


lungnahme abgibt. Der Abwägungsaufwand wird in der Bauleitplanung damit steigen, und er 


fordert, die Begriffe präziser und klarer zu fassen. „Wir erschweren die Bauleitplanung für 


alle Kommunen, obwohl es sich nur um spezielle Fälle handelt!“ 


Herr ORR Weidlich  argumentiert, dass es ja im Sinne der kommunalen Wasserversorgung 


sei, wenn bei der Bauleitplanung auch der Trinkwasserschutz Beachtung findet. Insofern sei 


es keine willkürliche Erschwerung der Bauleitplanung, sondern ein Erfordernis im Sinne der 


zu versorgenden Menschen. 


Bgm. Mend  zeigt sich befremdet über den Weg der Wasserwirtschaft und findet das ganze 


sehr nebulös. Die Gemeinden wurden noch gar nicht gehört, dies ist der falsche Weg. Die 


Gemeinde muss vorab an der Festlegung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten beteiligt und 


nicht erst nach der Festlegung benachrichtigt werden. 


Der Verbandsvorsitzende  berichtet, die Gemeinden, die selbst Wasserversorger sind, wur-


den logischerweise eingebunden. Aber auch er hätte erwartet, dass die Gemeinden, die 


nicht Wasserversorger sind, schon im Vorfeld beteiligt und informiert werden. Die örtliche 


Abstimmung müsse auf fachliche Ebene laufen und auch die Gemeinden mit einschließen. 


Deshalb müssen die Gemeinden unbedingt vorab beteiligt werden. 
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Herr Dr. König führt aus, die Wasserversorger haben oft andere Erkenntnisse und deshalb 


wollte man ihnen im Vorfeld die Gelegenheit geben, das ganze zu überprüfen. Dies geschah 


unter rein fachlichen Gesichtspunkten. 


Herr Wälde  berichtet, es ist vorgesehen, dass alle betroffenen Gemeinden rechtzeitig infor-


miert werden und dazu Stellung nehmen können. Auf der Basis dieser Anhörung kommt die-


ses Thema wieder in den Planungsausschuss, wird dann für das förmliche Anhörverfahren 


beschlossen und erlangt danach erst Rechtskraft. 


Der Verbandsvorsitzende  schlägt vor, dass der Planungsausschuss heute die Vorgaben 


der Wasserwirtschaft zur Kenntnis nimmt, im weiteren Verfahren zunächst insbesondere die 


Kommunen detailliert zu diesen Vorschlägen angehört werden und dass erst auf der Grund-


lage dieser Anhörung die Planung im Planungsausschuss weiter beraten wird. 


Frau Landrätin Bischof  bittet die Wasserwirtschaft, im Rahmen der in Aussicht gestellten 


Beteiligung der Gemeinden auf die heutigen Fragen auch gleich genaue und konkrete Ant-


worten zu geben. Im Landkreis Kitzingen haben die Gemeinden Marktsteft und Volkach rie-


sige Einzugsbereiche. Diese Thematik müsse man konkretisierter darstellen, um die Ge-


meinden sachgerecht einzubinden. Herr Dr. König  kündigt an, dass die Vorbehaltsgebiete in 


diesen Gemeinden klein sein werden. 


Bgm. Nätscher  schließt sich der Meinung von Frau LR Bischof an, dass die Kommunen 


angehört werden sollten. Bei der Anhörung solle detailliert dargelegt werden, welche Auswir-


kung das sowohl für die Landwirtschaft als auch für die Kommunen hat. 


 


Beschluss:  


„Der Planungsausschuss nimmt vom Vortrag der Wasserwirtschaftsverwaltung Kenntnis. 


Wasserwirtschaftsverwaltung und Regionsbeauftragter werden beauftragt, unter Berücksich-


tigung der heutigen Diskussionsergebnisse einen Entwurf für die Fortschreibung der noch 


ausstehenden Teile des Kapitels B XI „Wasserwirtschaft“ zu erstellen und dafür die notwen-


digen Abstimmungen, insbesondere mit den Kommunen und mit den Belangen der Boden-


schätze, vorzunehmen. Darauf aufbauend sollen der erforderliche Umweltbericht erarbeitet 


und das Kapitel dann in seiner Gesamtheit samt Begründung einschließlich möglicher Ände-


rungen in den Teilkapiteln „Bodenschätze“ (B IV 2.1) und ggf. „Hochwasserschutz“ (B XI 5.1) 


dem Planungsausschuss zur Beschlussfassung über die Einleitung des Anhörungsverfah-


rens vorgelegt werden.“ 


 


23 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen  
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TOP 3  
Fortschreibung des Regionalplans: 
Vorbehaltsgebiet für gewerbliche Siedlungstätigkeit  „Gieshügler Höhe“; 
Sachstandsbericht 


 


Wie der Verbandsvorsitzende  erläutert, wurde der TOP 3, betreffend das Vorbehaltsgebiet 


„Gieshügler Höhe“, in seinen grundsätzlichen Vorbemerkungen zu den aktuellen Änderun-


gen in rechtlicher Hinsicht schon angesprochen. Ursprünglich war vorgesehen, aufgrund der 


bisherigen Rechtslage das Vorbehaltsgebiet „Gieshügler Höhe“ aus dem Regionalplan zu 


streichen und in eine Ersatzlösung einzusteigen. Wie schon erläutert, ist eine Streichung nun 


nicht mehr nötig. Es stellt sich jetzt also die Frage, ob und wie man mit den Erkenntnissen, 


die der Regionsbeauftragte aus den Vorarbeiten zu einer „Ersatzlösung“ gewonnen hat, um-


gehen wolle. 


 


Dabei, so der Verbandsvorsitzende weiter, möchte er ein spezielles Sonderthema anspre-


chen: Die Stadt Kitzingen hatte sich gegen die diesbezüglichen Überlegungen ausgespro-


chen. Sie befürchtet eine Tangierung ihrer Interessen bei den Konversionsflächen im Stadt-


gebiet. Der Oberbürgermeister der Stadt Kitzingen habe sich in dieser Angelegenheit an ihn 


gewandt, zwei Stadträte haben sich auch an den Ministerpräsidenten bzw. an den Innenmi-


nister gewandt. Vorweg ist deshalb Folgendes festzuhalten: 


• Die Angelegenheit hat sich insoweit entspannt, als das Vorbehaltsgebiet „Gieshügler Hö-


he“ nunmehr unverändert so bleiben kann, wie es bereits ist, nämlich eine rechtskräftige 


Änderung des Regionalplans, die nicht gegen die Stadt Kitzingen gerichtet ist, sondern 


die ausschließlich ein Instrument zur Zukunftssicherung der Region Würzburg darstellt. 


• Der Planungsverband unterstützt selbstverständlich alle Bemühungen der Stadt Kitzingen 


in Richtung Konversion und hat dies sogar ausdrücklich in den Regionalplan aufgenom-


men. 


 


Gleichwohl habe er im Hinblick auf das bisher immer sehr positive Binnenverhältnis inner-


halb der Region den Oberbürgermeister der Stadt Kitzingen, Herrn Müller, eigens zu diesem 


Punkt zu dieser Sitzung eingeladen. Er selbst ist heute leider verhindert und wird vertreten 


von Herrn Neumann von der Stadtverwaltung Kitzingen, der selbstverständlich im Laufe der 


Diskussion auch das Wort bekommt, wenn er dies wünscht. 


 


 


Vortrag von Herrn Albert (siehe Anlage 5) 
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Herr OB Rosenthal, Stadt Würzburg,  spricht sich aufgrund eines entsprechenden Be-


schlusses des Stadtrats gegen die Ausweisung aus und wünscht eine Beteiligung im weite-


ren Verfahrensablauf. 


Auch Herr Neumann, Stadt Kitzingen , sieht sowohl das im Regionalplan rechtskräftig aus-


gewiesene Vorbehaltsgebiet „Gieshügler Höhe“ als auch und insbesondere die Bemühungen 


hinsichtlich einer Vergrößerung dieses Vorbehaltsgebiets kritisch. Er regt an, da die Stadt 


Kitzingen einen Spezialfall in der Konversion darstellt, sollte im Regionalplan noch intensiver 


auf den Sonderfall Kitzingen eingegangen werden. 


Auf die Frage von Bürgermeisterin Richartz , warum Gerbrunn nicht in diesem Gebiet ent-


halten ist, antwortet Herr Albert , Gerbrunn habe sich gegen das Vorbehaltsgebiet entschie-


den. Da die Fläche Gerbrunns aber für die Funktionsfähigkeit des Vorbehaltsgebiets nicht 


notwendig sei, werde vorgeschlagen, den Gerbrunner Flächenanteil herauszunehmen. 


 


Bgm. Kuhn  ist der Meinung, dass dieses Gebiet, das verkehrlich hervorragend erschlossen 


sei, für ein Vorbehaltsgebiet gesichert werden soll. Wenn man die Chance habe, hier ein 


Gebiet für eine gewerbliche Nutzung an einer solch exponierten Stelle zu besitzen, sollte 


man versuchen, dieses Gebiet von anderen Nutzungen freizuhalten. Er sieht keine Konkur-


renz zu Kitzingen und bittet, den Vorschlag positiv zu sehen und diese Fläche vorzuhalten. 


Auch Herr Kern  sieht keine Konkurrenz zur Stadt Kitzingen. Es gehe ausschließlich darum, 


dieses Gebiet vor anderen Nutzungen zu schützen, damit dieses später in einem Stück zur 


Verfügung steht, falls ein Großinvestor eine große Fläche sucht. 


Landrätin Bischof plädiert dafür, diese Fläche gerade angesichts ihrer hervorragenden Ein-


bindung in die Verkehrsinfrastruktur für einen Großinvestor freizuhalten. Der Kreistag in Kit-


zingen habe auch zugestimmt. 


Kreisrat Metz  argumentiert für das Projekt und appelliert, bei der Beurteilung solcher regio-


nal bedeutsamer Vorhaben über den engeren Standortraum hinaus zu denken und die regi-


onale Komponente zu sehen. Wörtlich formuliert er weiter: „Wenn uns dies nicht gelingt, wer-


den wir europaweit keine Chance haben. Es muss abgestimmt sein, aber solche Flächen 


muss man dort ansiedeln wo es machbar ist, um am Tag X einfach diese Karte zu ziehen.“ 


Er sieht darin auch eine große Chance für die Stadt Würzburg. „Wenn Würzburg im Raum 


denkt, ist auch ein starkes Umland eine Chance für die Stadt Würzburg.“ 


Oberbürgermeister Rosenthal  äußert Bedenken, dass es nicht nur um einen einzigen 


Großinvestor gehen könnte. Er befürchtet, dass dieses Gebiet unter mehreren kleineren In-


vestoren aufgeteilt werden könnte. Deshalb ist das für die Städte Kitzingen und Würzburg 


eine andere Überlegung, denn dann würde man unter konkurrierenden Bedingungen den-


ken. Eine Möglichkeit wäre, hier die politischen Grundlagen und Vereinbarungen zu schaf-


fen, damit wir im Europäischen Wettbewerb mithalten können, wenn es darum geht, eine 


Großansiedlung auch hier im regionalen Raum zu bekommen. Dann ist er mit der Stadt 
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Würzburg dabei. Man müsse sich in der Region einigen, um gewappnet zu sein, falls die 


Anfrage eines Großinvestors kommt. Aber er will sicherstellen, dass hier nur über diese 


Großstrukturen geredet wird und die Fläche nicht unter fünf oder sechs Investoren aufgeteilt 


wird. 


 


Der Verbandsvorsitzende , Landrat Schiebel , fasst zusammen: Der erste Schritt ist die 


Beibehaltung der jetzigen Ausweisung „Gieshügler Höhe“. Der Regionsbeauftragte soll Mög-


lichkeiten zur Fortentwicklung dieses Ziels zu suchen, insbesondere die konkrete Formulie-


rung, die diesen Vorbehalten Rechnung trägt, damit die Fläche für Großinvestoren vorgehal-


ten wird. 


Auf den Vorschlag von Herrn Baumgart  eine Mindestgröße als Anhaltspunkt festzulegen, 


antwortet Herr Kern , dass dies bereits vorgesehen sei. 


 


Beschluss:  


„Die am 20. Mai 2005 in Kraft getretene Sechste Änderung des Regionalplans „Vorbehalts-


gebiet für gewerbliche Siedlungstätigkeit Gieshügler Höhe“ soll zunächst unverändert beibe-


halten werden. Der Regionsbeauftragte wird beauftragt, Möglichkeiten zur Fortentwicklung 


dieses Ziels zu prüfen, mit den Kommunen abzustimmen und dem Planungsausschuss zu 


gegebener Zeit Bericht zu erstatten.“ 


 


23 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen 


 


 


TOP 4  
Sonstiges  
 


Oberbürgermeister Rosenthal regt an, in der nächsten Sitzung das Thema Windräder auf 


die Tagesordnung zu nehmen. Der Verbandsvorsitzende  sagt dies für den kommenden 


Herbst zu. 


Weitere Wünsche und Anregungen werden nicht geäußert. 


 
Ende: 9.50 Uhr 


 
 


 
 
 
 


    


Schiebel, Landrat 
Verbandsvorsitzender 


   Füller 
Schriftführerin 


 





